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A Allgemeines

Erlass
Die	 Einwohnergemeinde	 Muttenz	
(nachfolgend	 Gemeinde	 genannt)	
erlässt	gestützt	auf	§	18	Abs.	1	des	
Raumplanungs-	 und	 Baugesetzes	
des	Kantons	Basel-Landschaft	vom	
8.	Januar	1998	folgende	Zonenvor-
schriften	Siedlung.

§	1	 Zweck	/	Geltungsbereich
Die	 Zonenvorschriften	 Siedlung	
bezwecken	 eine	 geregelte	 Bo-
dennutzung	 und	 Bautätigkeit	 im	
Siedlungsgebiet.	 Sie	 bestehen	 aus	
Zonenplan	Siedlung	und	Zonenre-
glement	Siedlung.

B Zoneneinteilung 
 sowie Art und Mass 
der Nutzung

I.	 Generelles
§	2	 Zoneneinteilung
Das	Gebiet	 des	 Zonenplans	 Sied-
lung	wird	 in	 folgende	Zonen	ein-
geteilt:

Wohn-	und	Wohn-Geschäftszonen
Zone	W1	 Wohnbauten	mit	

1	Vollgeschoss
Zone	W1a	 Wohnbauten	mit	

1	Vollgeschoss	
	(höhere	Nutzung)

Zone	W2	 Wohnbauten	mit	
2	Vollgeschossen

Zone	W2a	 Wohnbauten	
mit	2	Vollgeschossen	
(höhere		Nutzung)

Zone	W3	 Wohnbauten	mit	
3	Vollgeschossen

Zone	W4	 Wohnbauten	mit	
4	Vollgeschossen

Zone	WG3	 Wohn-	und	
	Geschäftsbauten	mit		
3	Vollgeschossen

Zone	WG4	 Wohn-	und	
	Geschäftsbauten	mit	
4	Vollgeschossen

Gewerbezonen
Zone	G10	 Gewerbebauten	

bis	10	m	Höhe
Zone	G13	 Gewerbebauten	

bis	13	m	Höhe
Zone	G18	 Gewerbebauten	

bis	18	m	Höhe
Zone	G26	 Gewerbebauten	

bis	26	m	Höhe

Spezielle	Zonen
Zone	öW	 öffentliche	Werke	

und	Anlagen

§	3	 Zonentabelle	

Zonenreglement Siedlung (Nr. 10.700)
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II. Wohn-	und
Wohn-Geschäftszonen

§	4	 Zulässige	Nutzungen
in	den	W-Zonen

1	Neben	 der	 reinen	 Wohnnutzung	
sind	namentlich	kleinere	emissions-
arme	 Geschäfte	 und	 Dienstleis-
tungsbetriebe	 mit	 geringem	 Zu-
bringerverkehr	zugelassen.
2	Der	 Wohnanteil	 hat	 mindestens	
2/3	der	Bruttogeschossfläche	zu	be-
tragen.	Die	Flächenanteile	der	ver-
schiedenen	Nutzungen	sind	einzeln	
auszuweisen.

§	5	 Zulässige	Nutzungen
in	der	WG-Zone

In	 der	Wohn-	 und	 Geschäftszone	
längs	der	St.	Jakob-	und	der	Prat-
telerstrasse	 sind	 innerhalb	 einer	
Distanz	von	30	m	ab	Strassenlinie	
auch	mässig	störende	Betriebe	zu-
gelassen,	insbesondere	Tankstellen	
und	Autoreparaturwerkstätten.

III. Gewerbezonen
§	6	 Wohnnutzungen

in	den	G-Zonen
1	Wohnungen	sind	nur	gestattet	für	
Betriebsinhaberinnen	 und	 -inha-
ber	 und	 für	 standortgebundenes	
Per	sonal.
2	Ausnahmsweise	dürfen	zusätzlich	
auch	provisorische	Unterkünfte	für	
eine	 zeitlich	 beschränkte	 Benüt-
zung	erstellt	werden.
3	In	allen	Fällen	darf	der	Wohnan-
teil	höchstens	1/3	der	oberirdischen	
und	 überdachten,	 gewerblich	 ge-
nutzten	Flächen	betragen.
4	Der	Bewohnerschaft	sind	auf	dem	
Gewerbegrundstück	geeignete	Frei-
flächen	zur	Verfügung	zu	stellen.

§	7	 Art	der	Betriebe
in	den	G-Zonen

1	In	den	im	Zonenplan	bezeichneten	
Gebieten	 sind	 bei	 Einzelbauweise	
und	im	Rahmen	von	Quartierplä-
nen	 reine	 güterverkehrsintensive	
Betriebe	 (z.	B.	 Logistik,	 Distribu-
tion,	Lager)	ausgeschlossen.
2	Der	Bestand	und	die	angemessene	
Erweiterung	bestehender	Betriebe	
sind	gewährleistet.

IV. Spezielle	Zone
§	8	 Zonen	für	öffentliche	Werke

und	Anlagen	ÖW
Die	Bauweise	wird	zudem	durch	die	
jeweiligen	Projekte	 festgelegt.	Die	
Zweckbestimmungen	 gemäss	 Zo-
nenplan	 Siedlung	 sind	 richtungs-
weisend.

C Allgemeine 
 Bestimmungen

§	9	 Haupt-,	Neben-	und
	Kleinbauten	in	den	
W-	und	WG-Zonen

1	Als	 Hauptbauten	 gelten	 Bau-
körper	 und	 Bauteile,	 welche	 dem	

Wohnen	und/oder	Arbeiten	dienen	
können.
2	Nebenbauten	 und	 Kleinbauten	
stehen	frei	oder	sind	an	den	Haupt-
bau	angebaut.	Sie	sind	eingeschos-
sig	und	werden	weder	zum	Wohnen	
noch	zum	Arbeiten	genutzt	(Gara-
gen,	Schöpfe,	Velounterstände	und	
dergleichen).
3	Ausnahmsweise	 können	 die	 Ne-
benbauten	 ganz	 oder	 teilweise	 in	
ein	 Vollgeschoss	 des	 Hauptbaus	
eingeschoben	 werden.	 Dabei	 er-
höht	sich	die	bebaubare	Fläche	des	
Hauptbaues	um	die	durch	die	Voll-
geschosszahl	 zu	 dividierende	 Flä-
che	 des	 eingebauten	 Nebenbaues.	
Die	 bebaubare	 Fläche	 für	 weitere	
Nebenbauten	 reduziert	 sich	 um	
das	 vergrösserte	 Flächenmass	 des	
Hauptbaues.
4	Die	 Flächen	 von	 Nebenbauten	
können	 zulasten	 der	 Bebauungs-	
und	 der	 Ausnützungsziffer	 der	
Hauptbauten	vergrössert	werden.

§	10	 Ausnützungs-	und
	Bebauungsziffer	
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Die	 Ausnützungsziffer	 (AZ)	 be-
stimmt	 als	 Prozentsatz	 der	 mass-
gebenden	Parzellenfläche	die	maxi-
mal	zulässige	Bruttogeschossfläche	
(BGF)	 der	 Haupt-	 und	 Neben-
bauten.
2	Die	Bebauungsziffer	(BZ)	gibt	in	
Prozenten	an,	wie	viel	von	der	mass-
gebenden	 Parzellenfläche	 überbaut	
werden	 darf.	 Für	 die	 Berechnung	
der	überbauten	Fläche	und	der	Be-
bauungsziffer	gilt	der	äussere,	sicht-
bare	Umriss	der	Baute.

§	11	 Bruttogeschossfläche
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Zur	 Bruttogeschossfläche	 der	
Hauptbauten	 (BGFH)	 werden	 ge-
rechnet:
• Oberirdische	Vollgeschossflächen

inkl.	Umfassungsmauern
• Alle	 Dachgeschossflächen	 un-

abhängig	 von	 deren	 Nutzung
(inkl.	 Wände,	 Treppen,	 Gänge
etc.),	welche	innerhalb	des	Dach-
profiles	eine	Höhe	von	mindes-
tens	2,3	m	von	Oberkant	Dach-
geschossboden	 bis	 Unterkant
Dachkonstruktion	 aufweisen
und	deren	Breite	mehr	als	2,0	m
beträgt	(vgl.	Anhang)

• Sockelgeschossflächen	 inkl.
zugehörige	 Trennwände	 und
Umfassungsmauern,	 Treppen
und	Zugänge,	welche	unabhän-
gig	von	der	Nutzung	die	wohn-
hygienischen	 Voraussetzungen
erfüllen	 (10%	 Fensterfläche,
2,3	m	Raumhöhe)

• Flächen	 von	 unbeheizten	 Zwi-
schenklimaräumen	 wie	 ver-
glaste	 Balkone,	 Wintergärten,
vorgelagerte	 Windfänge	 und
dergleichen

2	Zur	 Bruttogeschossfläche	 der	
Hauptbauten	(BGFH)	werden	nicht	
gerechnet:
• Baulich	mögliche,	 jedoch	nicht

ausgeführte	Geschossflächen	in
überhohen	Räumen

• Zugänge	zu	solchen	Bereichen
• Offene,	gedeckte	und	ungedeck-

te	Balkone
• Offene,	 gedeckte	 Eingangs-

bereiche	und	Sitzplätze
• Unbeheizte	 Zwischenklima-

räume	an	vor	dem	2.	September
1995	bewilligten	Bauten,	wel-
che	 aufgrund	 ausgeschöpfter
Ausnützungsziffern	 sonst	nicht
möglich	sind.	Pro	Wohneinheit
sind	dafür	höchstens	15	m²	zu-
lässig,	unter	der	Bedingung,	dass
die	Bebauungsziffer	eingehalten
wird.

3	Zur	 Bruttogeschossfläche	 der	
Neben	bauten	(BGFN)	zählen	deren	
umwandete	Flächen.

§	12	 Überbaute	Fläche
in	den	W-	und	WG-Zonen

Nicht	zur	überbauten	Fläche	wer-
den	gerechnet:
• Schachtartige	Kellerabgänge

und	Lichtschächte
• Gartengrillanlagen
• Freistehende	Mauern
• Pergolen	und	ungedeckte

	Sitzplätze
• Bei	Hauptbauten	Dach-

vorsprünge	bis	1,0	m	Aus-
ladung;	bei	Neben-	und	Klein-
bauten	solche	bis	0,5	m

• nachträglich	angebrachte,
energietechnisch	bedingte
Aussendämmungen	an	vor
	Inkrafttreten	dieses	Regle-
ments	bewilligten	Bauten

§	13	 Massgebende
Parzellenfläche	
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Als	massgebende	Parzellenfläche	
gilt	 die	 zum	 Zeitpunkt	 der	 Ertei-
lung	der	Baubewilligung	in	der	ent-
sprechenden	Bauzone	vorhandene,	
strassenbereinigte	Parzellenfläche.
2	Liegen	Parzellenteile	 in	verschie-
denen	Bauzonen,	so	ist	die	zulässige	
bauliche	Nutzung	gesondert	zu	er-
mitteln;	die	bauliche	Nutzung	kann	
in	einem	Baukörper	erfolgen.

§	14	 Geschossdefinitionen
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Das	unterste	sichtbare	Geschoss,	
welches	unter	der	maximal	zuläs-
sigen	 Anzahl	 Vollgeschosse	 liegt,	
wird	als	Sockelgeschoss	bezeichnet.
2	Zu	den	Vollgeschossen	zählen	alle	
ganz	oder	teilweise	sichtbaren	Ge-
schosse	mit	Ausnahme	des	Sockel-	
und	Dachgeschosses.
3	Das	 oberste	 Geschoss	 eines	 Ge-
bäudes,	 welches	 auf	 die	 maximal	
zulässige	Anzahl	Vollgeschosse	folgt,	
wird	als	Dachgeschoss	bezeichnet.

§	15	 Definition	Höhenmasse
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Die	Gebäudehöhe	wird	gemessen	
ab	dem	Schnittpunkt	der	Fassade	
mit	 dem	 tiefsten	 Punkt	 des	 ge-
wachsenen	 bzw.	 abgegrabenen	
Terrains	 bis	 zum	 höchsten	 Punkt	
der	 rohen	Dachkonstruktion	 (vgl.	
Anhang).
2	Die	Fassadenhöhe	wird	gemessen	
ab	dem	Schnittpunkt	der	Fassade	
mit	 dem	 tiefsten	 Punkt	 des	 ge-
wachsenen	 bzw.	 abgegrabenen	
	Terrains	 bis	 zum	 Schnittpunkt	
der	Fassade	mit	der	Oberkante	der	
rohen	Dachkonstruktion	(vgl.	An-
hang).
3	Die	 bergseitige	 Fassaden-	 und	
Gebäudehöhe	in	der	Zone	W1	und	
W1a	wird	an	der	bergseitigen	Fas-
sade	gemessen.
4	Bei	 Abgrabungen,	 deren	 Länge	
weniger	 als	 1/3	 der	 dazugehöri-
gen	Fassadenbreite	betragen,	darf	
die	 Fassaden-	 resp.	 Gebäudehöhe	
im	 Bereich	 der	 Abgrabung	 über-
schritten	 werden.	 Ebenso	 ist	 die	
Überschreitung	der	Fassaden-	und	
Gebäudehöhe	bei	schachtartig	aus-
gebildeten	 Kellerabgängen	 mit	 ei-
ner	maximalen	Breite	von	1,2	m	ab	
Fassade	zulässig.
5	Bei	 zurückgestaffelten	 Fassaden-
teilen,	deren	Breite	nicht	mehr	als	
1/5	des	zugehörigen	Fassadenmasses	
ausmacht,	 darf	 die	 Fassadenhöhe	
um	maximal	 1,0	m	überschritten	
werden	(vgl.	Anhang).
6	Bei	 versetzter	 Geschossbauweise	
muss	für	 jeden	versetzten	Teil	die	
Fassaden-	 und	 die	 Gebäudehöhe	
separat	 eingehalten	 werden.	 Die	
Fassadenhöhe	wird	beim	Gebäude-
versatz	ab	dem	gewachsenen	bzw.	
dem	abgegrabenen	Terrain	gemes-
sen.	Die	Versatzhöhe	darf	maximal	
2,0	m	betragen.
7	Sind	 einzelne	 erhöhte	 Bauteile	
technisch	zwingend	notwendig	und	
bezüglich	Abmessungen	von	unter-
geordneter	Bedeutung,	 so	können	
sie	 die	 zulässige	 Fassaden-	 und	
	Gebäudehöhe	überschreiten.

§	16	 Gebäudelänge
in	den	W-	und	WG-Zonen

Als	 Gebäudelänge	 gilt	 die	 gröss-
te	 Seite	 des	 flächenkleinsten	 um-
schriebenen	 Rechtecks	 eines	
Gebäudes.	 An	 den	 Hauptbau	 an-
schliessende	 Neben-	 und	 Klein-
bauten	werden	nicht	angerechnet,	
wenn	 deren	 Beitrag	 zur	 Gebäu-
delänge	kleiner	als	3,0	m	 ist	 (vgl.	
Anhang).

§	17	 Bemessungsmethode
und	Maximalwerte	
in	den	G-Zonen

1	Die	 Gebäudehöhen	 werden	 vom	
ausgemittelten	 Strassenniveau	 bis	
zum	höchsten	Punkt	der	Dachkon-
struktion	gemessen.
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2	Die	 maximalen	 Gebäudehöhen	
betragen:
•	 in	Zone	G10	 10,0	m
•	 in	Zone	G13	 13,0	m
•	 in	Zone	G18	 18,0	m
•	 in	Zone	G26	 26,0	m
3	Der	 Gemeinderat	 kann	 über	 die	
höchst	zulässige	Gebäudehöhe	hin-
aus	betrieblich	nötige	Gebäudeteile	
wie	Liftaufbauten,	Oberlichter	usw.	
bis	 zu	 einer	 Höhe	 von	 3,0	 m	 ge-
statten.

§	18	 Pflichtparkplätze
1	Die	Anzahl	der	Abstellplätze	rich-
tet	 sich	nach	der	kantonalen	Ver-
ordnung	zum	Raumplanungs-	und	
Baugesetz.
2	Für	die	Dimensionierung	und	An-
ordnung	 der	 Parkplätze	 sind	 die	
Normen	des	schweizerischen	Ver-
bandes	der	Strassen-	und	Verkehrs-
fachleute	(VSS)	massgebend.

§	19	 Kompostier-	und	
	Sammelstellen

Quartier-Kompostieranlagen,	 de-
zentrale	 Sammelstellen	 für	 wieder-
verwendbare	Stoffe	etc.	sind	in	allen	
Zonen	zulässig.

§	20	 Bonus	für	Energieeffizienz	
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Die	 Ausnützungs-	 und	 Bebau-
ungsziffern	 können	 für	 Bauten,	
welche	 mindestens	 den	 Minergie-
P-Standard	erreichen,	um	 je	10%	
(Relativmass)	erhöht	werden.
2	Die	 Qualitätsstandards	 sind	 mit	
den	Baugesuchsunterlagen	 im	nöti-
gen	 Detaillierungsgrad	 nachzuwei-
sen.	Die	Gemeinde	kann	ein	Gesuch	
mangels	 fehlender	Unterlagen	 ab-
weisen.

D Gestaltung  
der  Bauten und  
der  Umgebung

§	21	 Eingliederung	der	Bauten	
in	die	Umgebung

Alle	 Bauten	 sind	 derart	 in	 ihre	
bauliche	und	landschaftliche	Um-
gebung	 einzugliedern,	 dass	 eine	
befriedigende	 Gesamtwirkung	 er-
reicht	wird.	Dies	gilt	besonders	für	
die	Dachgestaltung	und	Firstrich-
tung	der	Bauten,	Baumassenvertei-
lung,	Bauhöhe	und	Bauform	sowie	
Material	und	Farbe.

§	22	 Änderungen	an	
	vorbestandenen	gruppen-
weisen	Überbauungen

1	Bei	der	nachträglichen	Änderung	
oder	 Vergrösserung	 von	 Teilen	
oder	Bauten	einer	Gebäudegruppe	
sind	 für	Änderungen	der	aktuelle	
Zustand	 und	 für	 die	 Nutzungs-
berechnung	die	aktuelle	Parzellie-
rung	massgebend.
2	Allfällige	Grundbuch-Eintragun-
gen	zu	Gunsten	der	Öffentlichkeit,	

welche	Änderungen	oder	Vergrös-
serungen	entgegenstehen,	sind	sei-
tens	 der	 Begünstigten	 zu	 lockern	
oder	aufzuheben;	dies	 jedoch	nur	
so	weit,	als	dadurch	der	Grundsatz	
der	 befriedigenden	 Gesamtwir-
kung	nicht	verletzt	wird.
3	Dachaufstockungen	bei	bestehen-
den	 Doppel-	 und	 Reiheneinfami-
lienhäusern	 (zusammengebaute	
Haupt	bauten)	 sind	 nur	 zulässig,	
wenn	 ein	 vom	 Gemeinderat	 ge-
nehmigtes	 Gestaltungskonzept	
vorliegt.
4	Ein	Gestaltungskonzept	muss	alle	
zusammengebauten	 	Hauptbauten	
umfassen	 und	 muss	 von	 allen	
	betroffenen	Grundeigentümern	un-
terzeichnet	sein.	Es	ist	für	das	Bau-
bewilligungsverfahren	 der	 Dach-
aufstockungen	verbindlich.
5	Im	 Rahmen	 eines	 Gestaltungs-
konzepts	gilt	eine	um	10%	erhöhte	
Ausnützungsziffer	 für	 Hauptbau-
ten	relativ	zu	der	nach	dem	Zonen-
reglement	massgebenden.
6	Im	 Sinne	 der	 Förderung	 einer	
guten	 Siedlungsverdichtung	 und	
einer	 effizienten	 Energienutzung	
kann	der	Gemeinderat	an	die	Aus-
arbeitung	 eines	 einheitlichen	 Ge-
staltungskonzepts	 nach	 Vorliegen	
der	 Baubewilligung	 einen	 Beitrag	
ausrichten.

§	23	 Schutzvorschriften	im	
Grenzbereich	WG4-Zone	
«Käppeli»

Zum	 Schutz	 der	 benachbarten	
und	der	gegenüberliegenden	W2a-
Zonen	 gilt	 in	 der	WG4-Zone	 am	
Käppelibodenweg	 folgende	 Ein-
schränkung:
1	Die	Gebäudehöhe	und	die	Fassa-
denhöhe	dürfen	auf	25	m	Distanz	
ab	 den	 W2a-Zonengrenzen	 nicht	
höher	sein	als	in	der	W3-Zone.
2	Diese	 Einschränkung	 gilt	 nicht	
innerhalb	einer	Distanz	von	60	m	
ab	der	Strassenlinie	der	St.	Jakob-
Strasse.

§	24	 Dachgestaltung	
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	In	 den	 W-	 und	 WG-Zonen	 sind	
Sattel-,	Walm-,	Zelt-,	Flach-	sowie	
Pultdächer	 für	 Haupt-,	 Neben-	
und	 Kleinbauten	 zulässig.	 Nicht	
zulässig	 sind	 unter	 anderem	
Kreuzgiebel-,	Tonnen-	und	Man-
sardendächer.	 Die	 Dach	neigung	
darf	maximal	50°	betragen.	Ab-
weichungen	sind	bei	Dachanpas-
sungen	 an	 vorbestandenen	 Dä-
chern	mit	mehr	als	50°	Neigung	
möglich.
2	Werden	 bei	 Hauptbauten	 Flach-	
oder	 Pultdächer	 realisiert,	 ent-
spricht	die	zulässige	Gebäudehöhe	
der	festgelegten	Fassadenhöhe.
3	Dachrandabschlüsse,	die	über	das	
technisch	 notwendige	 Mass	 hin-
ausgehen,	sind	nicht	zulässig.

4	Widerkehre	 sind	 dann	 zulässig,	
wenn	deren	darunterliegender	Ge-
bäudeteil	 mindestens	 1,0	m	 über	
die	 Hauptfassade	 vorspringt.	 Da-
bei	muss	der	Widerkehr-First	min-
destens	1,0	m	unter	dem	First	des	
Hauptdaches	liegen.	Die	Breite	des	
vorspringenden	Gebäudeteils	darf	
nicht	mehr	 als	 die	Hälfte	 der	 zu-
gehörigen	Fassadenlänge	betragen	
(vgl.	Anhang).
5	Dächer	auf	Hauptbauten	mit	einer	
Neigung	 von	 weniger	 als	 8°	 sind	
vollständig	zu	begrünen,	soweit	sie	
nicht	als	Terrassen	genutzt	werden.	
Davon	 ausgenommen	 sind	 Vor-
dächer	sowie	die	Flächen	für	Anla-
gen	der	Energiegewinnung.
6	Dächer,	 welche	 nicht	 begrünt	
werden	müssen,	sind	mit	dunklem,	
mattem	 Material	 oder	 mit	 Ton-
ziegeln	mit	matter	Oberfläche	ein-
zudecken.	Sonnenenergieanlagen	
unterliegen	nicht	der	Material-	und	
Farbbestimmung.

§	25	 Bauteile	auf	dem	Dach	
in	den	W-	und	WG-Zonen

Das	Gesamtbild	aller	Dachaufbau-
ten	 muss	 ästhetisch	 ansprechend	
sein.	Alle	Bauteile	an	und	auf	dem	
Dach	müssen	mit	der	darunterlie-
genden	Fassade	harmonieren.

§	26	 Dachaufbauten	und	
	Dacheinschnitte		
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Dachaufbauten	 und	 Dachein-
schnitte	 (Gauben	 und	 Lukarnen	
usw.)	sind	nur	auf	Dächern	mit	35°	
Neigung	 und	 mehr	 gestattet	 und	
dürfen	 nicht	 übereinander	 ange-
ordnet	werden.
2	Für	 die	 Anordnung	 und	 Grösse	
von	Dachaufbauten	und	Dachein-
schnitten	sind	folgende	Masse	ein-
zuhalten:
•	 Gesamtlänge	 zusammen	maxi-

mal	40%	der	Fassadenlänge
•	 Abstand	von	Stirnfassaden	oder	

Dachabsätzen	mindestens	25%	
der	Fassadenlänge	oder	mindes-
tens	 3,0	m	bei	Fassadenlängen	
über	12,0	m

•	 Abstand	bis	zu	Gräten	oder	Keh-
len	mindestens	1,5	m,	horizontal	
gemessen

•	 Fronthöhe	 des	 Dachaufbaues	
maximal	1,6	m,	vertikal	gemes-
sen.	Bei	Dachaufbauten	mit	Sat-
teldach	wird	die	Fronthöhe	bis	
zur	Oberkante	des	Dachaufbau-
Firstes	gemessen

•	 Abstand	des	Überganges	in	das	
Hauptdach	 unterhalb	des	 Firs-
tes	 mindestens	 1,0	 m,	 vertikal	
gemessen

•	 Abstand	 von	 der	 Dachtraufe	
mindestens	0,4	m.	Dachaufbau-
ten	dürfen	die	darunterliegende	
Fassade	nicht	überragen

3	Überdeckte	 Dacheinschnitte	 gel-
ten	als	Dachaufbauten.

§	27	 Glasziegel	und	
Dachflächenfenster	
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Die	maximale	Glasfläche	für	ein-
zelne	 Dachflächenfenster	 beträgt	
1,1	m²,	 für	 zweiteilige	 Dachflä-
chenfenster	1,6	m².	Das	Total	sol-
cher	 Flächen	 darf	 nicht	 mehr	 als	
6%	 der	 zugehörigen	 Dachfläche	
ausmachen.
2	Die	Kombination	eines	liegenden	
Dachflächenfensters	 mit	 einem	
senkrechten	 Fensterteil	 im	 Knie-
stockbereich	ist	nicht	gestattet.

§	28	 Geländenorm
in	den	W-	und	WG-Zonen

1	Das	 gestaltete	 Terrain	 darf	 das	
gewachsene	Terrain	in	den	Zonen	
W1	um	nicht	mehr	als	1,5	m	und	
in	den	übrigen	W-	und	WG-Zonen	
um	nicht	mehr	als	1,2	m	überragen.	
Gemessen	wird	vertikal	(im	Lot).
2	Stützmauern	 und	 mauerartige	
Böschungen	haben	innerhalb	oben	
genannter	 Masse	 folgende	 Masse	
ein	zuhalten:
•	 in	den	Zonen	W1:		

maximale	Höhe	1,5	m
•	 in	den	übrigen	W-	und	WG-

Zonen:	maximale	Höhe	1,2	m
3	Horizontal	 gestaffelte	Stützmau-
ern	 und	 mauerartige	 Böschungen	
müssen	um	das	 Mass	 ihrer	 Höhe	
zurückversetzt	werden.	Als	mauer-
artige	Böschung	(z.	B.	Löffelstein-
mauer,	vgl.	Anhang)	gilt	eine	Ge-
ländegestaltung	mit	einer	Neigung	
von	mehr	als	60°.

§	29	 Terrassenhäuser
Terrassenhäuser	 sind	 nicht	 zuge-
lassen.

§	30	 Schutzvorschriften	im	
Grenzbereich	in	den	G-Zonen

Zum	Schutz	der	benachbarten	und	
gegenüberliegenden	 W-	 und	 WG-
Zonen	und	Quartierplanareale,	die	
dem	Wohnen	dienen,	gelten	für	die	
angrenzenden	 Gewerbezonen	 fol-
gende	Einschränkungen:
•	 Die	 Gebäudehöhen	 dürfen	 den	

Einfallswinkel	 von	 45°,	 ausge-
hend	von	der	benachbarten	Zo-
nengrenze,	nicht	übersteigen.

•	 In	der	Zone	G26	darf	die	Ge-
bäudehöhe	 auf	 20	m	 Distanz	
hinter	der	Baulinie	nicht	höher	
sein	 als	 die	 Gebäudehöhe	 in	
den	gegenüberliegenden	W-	und	
WG-Zonen.

•	 Das	 Areal	 zwischen	 Bau-	 und	
Strassenlinie	darf	nicht	als	Lager-
platz	benutzt	werden.	Im	Rahmen	
von	 Baubewilligungsverfahren	
kann	 der	 Gemeinderat	 Bepflan-
zungsvorschriften	erlassen.

§	31	 Schutzstreifen	
in	den	G-Zonen

Die	 im	 Zonenplan	 bezeichneten	
Schutzstreifen	sind	so	zu	bepflan-
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zen,	 dass	 sie	 ihre	 Funktion	 als	
Trenngürtel	zwischen	den	verschie-
denen	Zonen	wahrnehmen	können	
und	den	erforderlichen	Sichtschutz	
bieten.	Sie	dürfen	weder	überbaut	
noch	als	Abstell-,	Umschlags-	oder	
Lagerplätze	 genutzt	 werden.	 Eine	
unterirdische	 Überbauung	 dieser	
Randgebiete	kann	der	Gemeinderat	
bewilligen,	sofern	die	Bepflanzung	
gewährleistet	ist.

§	32	 Erscheinungsbild	
der	Gewerbebetriebe		
in	den	G-Zonen

1	Bei	 der	 Situierung	 der	 Bauten,	
deren	Form-,	Material-	und	Farb-
gebung	 sowie	 der	 Umgebungs-
gestaltung	 ist	 darauf	 zu	 achten,	
dass	in	Verbindung	mit	den	Nach-
barbetrieben	ein	ästhetisch	befrie-
digendes	Gesamtbild	entsteht.
2	Flachdächer	 sind	 vollständig	 zu	
begrünen,	soweit	sie	nicht	als	Ter-
rassen	genutzt	werden.	Davon	aus-
genommen	 sind	 Vordächer	 sowie	
die	Flächen	für	Anlagen	der	Ener-
giegewinnung.

§	33	 Spielplätze	und	
	Freizeitanlagen

Bei	der	Errichtung	von	Mehrfamili-
enhäusern	mit	mehr	als	sechs	Woh-
nungen	 sind	 der	 Bewohnerschaft	
zweckmässig	 ausgestaltete	 Frei-	
und	Spielflächen	zur	Verfügung	zu	
stellen	und	dauernd	zu	unterhalten.

§	34	 Umgebungsgestaltung
1	Terrainveränderungen	 sind	 mit	
Zurückhaltung	 auszuführen	 und	
dürfen	das	Orts-	und	Landschafts-
bild	nicht	beeinträchtigen.
2	Private	 und	 insbesondere	 öffent-
liche	 Freiräume	 sind	 ökologisch	
sinnvoll	zu	gestalten.
3	Bei	der	Bepflanzung	von	Freiflä-
chen	 sind	 einheimische,	 standort-
gerechte	Bäume	und	Sträucher	zu	
verwenden.
4	Gestützt	auf	§	9	des	Gesetzes	über	
den	Natur-	und	Landschaftsschutz	
vom	20.	November	1991	kann	der	
Gemeinderat	 Weisungen	 erlassen	
für	 die	 Gestaltung	 und	 Bepflan-
zung	ökologisch	bedeutsamer	Flä-
chen.

§	35	 Interne	Verkehrserschliessung	
in	den	G-Zonen

Die	 Verkehrslösungen	 innerhalb	
der	 einzelnen	 Betriebe	 sind	 so	 zu	
gestalten,	dass	der	Verkehr	auf	den	
öffentlichen	Zufahrtsstrassen	nicht	
beeinträchtigt	wird.

E Quartierplan- 
Verfahren

§	36	 Quartierplanung
1	Die	 Zonen	 mit	 Quartierplan-
pflicht	 sind	 im	 Zonenplan	 be-
zeichnet.	In	diesen	Zonen	darf	nur	

aufgrund	 eines	 Quartierplans	 im	
ordentlichen	 oder	 vereinfachten	
Verfahren	gebaut	werden.
2	Quartierplanungen	 im	 ordentli-
chen	und	vereinfachten	Verfahren	
können	von	den	beteiligten	Grund-
eigentümerinnen	 beziehungsweise	
Grundeigentümern	ab	einer	Grösse	
von	3’000	m²	veranlasst	werden.

§	37	 Vereinfachtes	
	Quartierplan-Verfahren

Im	 Rahmen	 eines	 Quartierplans	
im	 vereinfachten	 Verfahren	 kann	
der	 Gemeinderat	 Abweichungen	
gemäss	Zonenplan	 /	bestehendem	
Quartierplan	wie	folgt	bewilligen:
•	 Ausnützungs-	und	

	Bebauungsziffer:	bis	10%	
	(Relativmass)

•	 Fassaden-	und	Gebäudehöhe:	
bis	10%

•	 Gebäudelänge:	bis	10	m

§	38	 Anforderungen
1	Die	 Abweichungen	 gemäss	 §	37	
für	einen	Quartierplan	im	verein-
fachten	Verfahren	und	die	Abwei-
chungen	 für	 einen	 Quartierplan	
im	ordentlichen	Verfahren	können	
gewährt	werden,	wenn:
•	 die	geplante	Überbauung	gegen-

über	 der	 Normalbauweise	 we-
sentliche	Vorteile	aufweist

•	 die	 geplante	 Überbauung	 bau-	
und	siedlungsökologischen	An-
forderungen	entspricht

•	 es	sich	um	eine	siedlungsgerech-
te,	 architektonisch	 und	 wohn-
hygienisch	qualitätsvolle	Über-
bauung	handelt,	die	sich	gut	in	
die	bauliche	und	landschaftliche	
Umgebung	eingliedert

•	 grössere	 zusammenhängende	
Grünflächen	 und	 viele	 Bäume	
vorgesehen	sind	und	abseits	des	
Verkehrs	 gelegene	 Spielplätze	
und	 andere	 Freizeitanlagen	 er-
stellt	werden

•	 die	Flächen	für	den	Fussgänger-	
und	 Fahrverkehr	 und	 die	 vor-
geschriebenen	 Abstellflächen	
für	 Fahrzeuge,	 einschliesslich	
Garagen,	zweckmässig	angelegt	
werden

•	 besondere	 Massnahmen	 zum	
Energiesparen	getroffen	werden

2	Die	 Anforderungen	 an	 Quar-
tierpläne	 müssen	 nicht	 kumulativ	
erfüllt	 werden.	 Der	 Gemeinderat	
entscheidet	pro	Projekt	über	deren	
Gewichtung.
3	Er	kann	die	Gewährung	von	Ab-
weichungen	 für	Quartierpläne	 im	
ordentlichen	und	im	vereinfachten	
Verfahren	 von	 der	 Durchführung	
eines	 wettbewerbsähnlichen	 Ver-
fahrens	mit	mindestens	drei	unab-
hängigen	Projektverfassern	abhän-
gig	machen.	Die	Gemeinde	ist	am	
Auswahlverfahren	 zu	 beteiligen.	
Die	 Gemeinde	 kann	 sich	 an	 den	
Kosten	beteiligen.

4	Der	 Gemeinderat	 kann	 bauliche	
Veränderungen,	 angemessene	 Er-
weiterungen	 bestehender	 Bauten	
sowie	 ausnahmsweise	 Neubauten	
von	 der	 Quartierplanpflicht	 be-
freien,	wenn:
•	 die	 Veränderungen	 von	 unter-

geordneter	Bedeutung	sind	und
•	 kein	Präjudiz	für	allfällige	spä-

tere	 Quartierpläne	 geschaffen	
wird.

F Übergangs-  
und Schluss-
bestimmungen

§	39	 Gebührenordnung
Der	Gemeinderat	 erlässt	 eine	Ge-
bührenordnung	 für	 die	 Bewilli-
gung	der	Bauten	und	Anlagen,	die	
in	den	Kompetenzbereich	der	Ge-
meinde	fallen.

§	40	 Gemeinderätliche	
	Baubewilligungen

Für	die	nachstehenden	Bauten	und	
Anlagen,	 die	 dem	 kleinen	 Bau-
bewilligungsverfahren	 unterstehen,	
erteilt	 der	 Gemeinderat	 die	 Bau-
bewilligungen:
•	 freistehende	 Kleinbauten	 inkl.	

Kabelverteilkästen	 ohne	 Feu-
erungsanlagen	 innerhalb	 der	
ausgeschiedenen	Bauzonen,	so-
fern	die	Kleinbauten	nicht	mehr	
als	12	m²	Grundfläche	und	eine	
Höhe	von	nicht	mehr	als	2,5	m	
ab	 bestehendem	 Terrain	 auf-
weisen

•	 Fahrnisbauten	 mit	 vorüber-
gehender	Zweckbestimmung

•	 Einfriedigungen	 ab	 1,2	m	 an	
Verkehrsflächen	 mit	 Zustim-
mung	 des	 jeweiligen	 Strassen-
eigentümers

•	 Antennenanlagen	für	Funk-	und	
Fernsehempfang

•	 Unterhaltsarbeiten	und	Renova-
tionen	an	geschützten	Gebäuden	
nach	 Anhörung	 der	 Denkmal-
pflege

•	 Unterhaltsarbeiten	und	Renova-
tionen	an	Bauten	und	Anlagen	
innerhalb	eines	Quartierplanes	
oder	einer	Überbauung	nach	ein-
heitlichem	Plan

•	 Umfangreiche	 Bauplatzinstalla-
tionen	mit	Kantinen	und	Schlaf-
baracken

•	 Reklamen,	Beschriftungen	und	
Beleuchtungen	 von	 Gewerbe-	
und	Geschäftshäusern

§	41	 Ausnahmebewilligungen
Der	Gemeinderat	ist	berechtigt,	in	
Abwägung	öffentlicher	und	priva-
ter	Interessen	sowie	in	Würdigung	
der	besonderen	Umstände	des	Ein-
zelfalles	in	folgenden	Fällen	bei	der	
Baubewilligungsbehörde	 schrift-
lich	und	begründet	Ausnahmen	von	
den	kommunalen	Zonenvorschrif-
ten	Siedlung	zu	beantragen:

•	 wenn	 die	 Anwendung	 dieser	
Vorschriften	 eine	 architekto-
nisch	 und	 städtebaulich	 ver-
nünftige	Lösung	verunmöglicht	
(z.	B.	Einpassung	von	einzelnen	
Neubauten	 in	 die	 bestehende	
Siedlungsstruktur)

•	 wenn	 damit	 eine	 wesentliche	
Verbesserung	der	Anliegen	des	
Natur-	 und	 Landschaftsschut-
zes	ermöglicht	wird

•	 wenn	ein	optimaler	Lärmschutz	
nur	durch	entsprechende	bauli-
che	Massnahmen	erreicht	wer-
den	kann

•	 wenn	schutzwürdige	Interessen	
der	Archäologie	berührt	sind	oder	
die	 Erhaltung	 von	 Bodendenk-
mälern	erreicht	werden	kann

•	 für	ausgesprochene	Härtefälle

§	42	 Zuständigkeit
Der	 Gemeinderat	 überwacht	 die	
Anwendung	 dieses	 Zonenregle-
ments.	Er	kann	dazu	und	zur	fach-
lichen	 Beurteilung	 Aufgaben	 und	
Befugnisse	 an	 die	 Bauverwaltung	
oder/und	an	die	Bau-	und	Planungs-
kommission	delegieren.

§	43	 Anwendung	auf	
bestehende	Anlagen

1	Der	 Gemeinderat	 ist	 berechtigt,	
die	 Beseitigung	 oder	 Änderung	
von	 Bauten,	 Einrichtungen	 und	
Verhältnissen,	 die	 den	 Zonenvor-
schriften	 zuwiderlaufen,	 gegen	
entsprechende	 Entschädigung	 zu	
verfügen,	sofern	hierfür	ein	öffent-
liches	Interesse	besteht.
2	Kommt	 eine	 Verständigung	 mit	
den	 Grundeigentümern	 resp.	 den	
Grundeigentümerinnen	 nicht	 zu-
stande,	 so	 ist	 die	 Entschädigung	
durch	das	Enteignungsgericht	fest-
zusetzen.

§	44	 Zuwiderhandlungen
Verstösse	 gegen	 das	 Zonenregle-
ment	werden	 gemäss	 den	Bestim-
mungen	des	RBGs	geahndet.

§	45	 Aufhebung	bisherigen	Rechtes
Alle	 im	 Widerspruch	 zu	 diesen	
Vorschriften	stehenden	Erlasse	der	
Gemeinde,	 insbesondere	 das	 Zo-
nenreglement	Siedlung	vom	2.	Sep-
tember	1995,	sind	mit	Inkrafttreten	
des	 vorliegenden	 Reglements	 auf-
gehoben.

§	46	 Vorbehalt
In	Kraft	bleiben	die	durch	den	Re-
gierungsrat	genehmigten	Richtplä-
ne,	Gesamtüberbauungspläne	und	
Quartierpläne	mit	den	dazugehö-
renden	öffentlichen	Urkunden	und	
Reglementen.

§	47	 Inkraftsetzung
Die	 Zonenvorschriften	 treten	 mit	
der	 Genehmigung	 durch	 den	 Re-
gierungsrat	in	Kraft.

	 Im	Namen	der	Gemeindeversammlung
	 Der	Präsident:	 Peter	Vogt
	 Der	Verwalter:	 Aldo	Grünblatt
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G Anhang

Grafische	Darstellungen
•	 Fassaden-	 und	 Gebäudehöhen,	

Abgrabungen
•	 Zurückgestaffelte	Fassadenteile
•	 Gebäudeläge
•	 Widerkehre
•	 Anordnung,	 Grösse	 und	 Ab-

stände	von	Dachaufbauten
•	 Geländenorm

Anhang Skizzen / Grafische Darstellungen
§	11:	 Bruttogeschossfläche	im	Dachgeschoss

§	15:	 Fassaden-	und	Gebäudehöhen,	Abgrabungen
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§	15	 Abs.	5:	 Zurückgestaffelte	Fassadenteile

§	16:	 Gebäudelänge

§	24	 Abs.	4:	 Widerkehre
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§	28:	 Geländenorm




